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Ar. 228.
Bekanntmachung des Staatsministeriums über die Kosten in Angelegen¬

heiten des Gesetzes, betreffend die Ermöglichung der Kapitalkredit¬
beschaffung für landwirtschaftliche Pächter , vom 9. Juli 1926.
(Reichsgesetzblatt I S . 399).

Oldenburg , den 20. September 1926.

Auf Grund des Z 23 Abs. 4 des Gesetzes, betreffend
die Ermöglichung der Kapitalkreditbeschaffung für landwirt¬
schaftliche Pächter, vom 9. Juli 1926 (ReichsgesetzblattI
S . 399) bestimmt das Staatsministerium folgendes:

8 i.
Für die den Gerichten nach dem Gesetze, betreffend die

Ermöglichung der Kapitalkreditbeschaffung für landwirtschaft¬
liche Pächter, vom 9. Juli 1926 (ReichsgesetzblattI S . 399)
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obliegenden Verrichtungen werden Gebühren und Auslagen
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften erhoben.

8 2.
Für die Verpflichtung zur Zahlung der Kosten , ihre

Fälligkeit , Berechnung und Einziehung sowie das Erinne-
rungs - und Beschwerdeverfahren über den Kostenansatz und
über Gebührenfreiheiten sind , soweit nicht nachstehend etwas
anderes bestimmt ist , die Vorschriften des jeweils geltenden
oldenburgischen Gerichtskostengesetzes maßgebend.

8 3.

(1 ) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem Be¬
trage der durch das Pfandrecht gesicherten Forderung ; hat
jedoch das verpfändete Inventar einen geringeren Wert , so
ist dieser maßgebend.

(2 ) Im Falle der Erteilung einer Bescheinigung , daß
ein Verpfändungsvertrag bei dem Amtsgerichte nicht nieder¬
gelegt ist (Z 5 Abs . 2ä ), ist der Wert des Gegenstandes
unter entsprechender Anwendung der Bestimmungen des je¬
weils geltenden oldenburgischen Gerichtskostengesetzes über
nicht vermögensrechtliche Angelegenheiten festzusetzen; soweit
das oldenburgische Gesetz dieserhalb auf reichsgesetzliche Vor¬
schriften verweist , treten letztere an seine Stelle.

8 4.
Volle Gebühr im Sinne dieser Bekanntmachung ist die

in dem jeweils geltenden oldenburgischen Gerichtskostengesetze
bestimmte volle Gebühr.

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist derselbe , wie er
in dem jeweils geltenden oldenburgischen Gerichtskostengesetze
festgesetzt ist.

8 5.

(1) Für die Niederlegung eines Verpfändungsvertrags
bei dem Amtsgericht einschließlich der Erteilung einer Be-
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fcheinigung über die erfolgte Niederlegung werden fünf Zehn-
teile der vollen Gebühr erhoben.

(2) Zwei Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben:
a.) für die Entgegennahme der Anzeige über die Ab«

tretnng einer durch das Pfandrecht gesicherten
Forderung;

d ) für die Beglaubigung einer Abschrift eines nieder¬
gelegten Verpfändungsvertrags , jedoch höchstens
20 Reichsmark ; daneben sind für die Herstellung
der Abschrift Schreibgebühren zu erheben;

o) für die Herausgabe eines Verpfändungsvertrags;
ä ) für die Erteilung einer Bescheinigung an den

Pächter , daß ein Verpfändungsvertrag bei dem
Amtsgerichte nicht niedergelegt worden ist.

8 6.

Gebühren kommen nicht zum Ansatz:

a) für die Niederlegung einer Vereinbarung des
Pächters und des Pfandgläubigers , durch die die
Erstreckung des Pfandrechts auf die nach seiner
Entstehung vom Pächter erworbenen Jnventar-
stücke ausgeschlossen wird;

d ) für die Gestattung der Einsicht in die bei dem
Amtsgerichte niedergelegten Vcrpfändungsver-
träge;

o) für die Entgegenahme der Anmeldung einer vor
dem Inkrafttreten des im § 1 genannten Gesetzes
erfolgten Sicherungsübereignung.

8 7.

Für die Entscheidung , einschließlich des voraufgegangenen
Verfahrens , in der Beschwerdeinstanz sind die einschlägigen
Bestimmungen des jeweils geltenden oldenburgischen Gerichts¬
kostengesetzes maßgebend.
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8 8 .
Auf die Erhebung von Auslagen sind die darüber be¬

stehenden Vorschriften des jeweils geltenden oldenburgischen
Gerichtskostengesetzes und , soweit dieses auf reichsgesetzliche
Vorschriften verweist , die letzteren anzuwenden.

8 9.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 13 . Juli
1926 in Kraft.

Oldenburg , den 20 . September 1926.

Staatsministerium,

vr . Driver . vr . Millers.
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